
Der Bundestag hat die Re-
formgesetze der Agenda 
2010 erfolgreich beschlos-
sen. Die OECD hat 
Deutschlands Reformpoli-
tik gelobt und sagt ein 
Wachstum der Wirtschaft 
bis zu zwei Prozent in 2004 
voraus.  

Im Dezember wird dann 
über die Ergebnisse des 
Vermittlungsausschusses 
zwischen Bundestag und 
Bundesrat abzustimmen 
sein. Dann entscheidet 
sich endgültig, ob die Koa-
lition den notwendigen Re-
formkurs durchhal ten 
kann. 

In den letzten Wochen hat 
die SPD den Eindruck ver-
mittelt, vor allem mit sich 
selbst beschäftigt zu sein. 
Das hat auch dazu geführt, 
dass die Medien kaum 
mehr über die Inhalte der 
Reformpolitik berichtet ha-
ben, sondern die Diskus-
sion mit den sogenannten 
Abweichler beliebig perso-
nalisieren konnte. Das hat 
zu den dramatischen Ein-
brüchen der SPD in den 
Umfragen geführt. 

Jetzt ist es für die SPD an 
der Zeit, endlich über die 
Inhalte der Agenda 2010 
zu sprechen, für die Re-

formpolitik zu werben. Die 
SPD muss sich nicht dafür 
schämen, die Reformpoli-
tik begonnen zu haben, die 
SPD hätte sich schämen 
müssen, wenn sie sich vor 
den notwendigen Refor-
men gedrückt hätte.  

Jetzt müssen wir Sozialde-
mokratinnen und Sozialde-
mokraten von den Chan-
cen sprechen, die unsere 
Reformen für die Men-
schen schaffen, über die 
Risiken spricht ja der poli-
tische Gegner. Einige Bei-
spiele für die neuen Chan-
cen: 

Mit der Modernisierung 
des Handwerkrechts, der 
Ich-AG, der Entbürokrati-
s ierungskampagne und 
dem Kreditprogramm für 
kommunale Investitionen 
und Wohnraumsanierung 
schaffen wir die Chancen 
auf wesentlich mehr Exis-
tenzgründungen und damit 
auf mehr Jobs. 

Arbeitssuchende werden 
besser betreut. Ein Ver-
mittler kümmert sich in Zu-
kunft nur noch um 75 Ar-
beitssuchende. Zum Ar-
bei ts losengeld II kann 
mehr als früher dazu ver-
dient werden, um so den 
Einstieg in einen neuen 

Job zu erleichtern. Über 
eine Millionen erwerbsfähi-
ge Sozialhilfeempfänger 
werden durch das Arbeits-
losengeld II erstmals in 
die Kranken-, Pflege- und 
Rentenversicherung ein-
bezogen. 

Mit der Gemeindefinanzre-
form verbessern wir die 
Lage der Kommunen und 
ermöglichen so den Erhalt 
und den Ausbau der örtli-
chen Infrastrukturen. Zu-
sätzliches Geld des Bun-
des fließt in Ganztags-
schulen und Kleinkind-
betreuung, um die Verein-
barkeit von Familie und 
Beruf zu verbessern. 
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Themen in dieser Ausgabe: 

• Jetzt den Blick nach vorn 

• Exportweltmeister 

• Versicherungsfond 

• Föderalismuskomission 

Zurück zu den Inhalten - 
Jetzt die Agenda 2010 vertreten 

Deutschland ist wieder Exportweltmeister 
 
Mit einem Anstieg der Exprotquote von knapp 2 Prozent 
ist Deutschland jetzt wieder Exportweltmeister vor Ja-
pan. Insbesondere die Automobilindustrie (70 Prozent 
aller Modelle werden exporteiert) und der Maschinenbau 
(60 Prozent Exportanteil) haben – neben der Dollar-
schwäche – dazu beigetragen. 
Entscheidender Schwachpunkt der deutschen Konjunk-
tur ist nach wie vor die Binnennachfrage. Nach Ein-
schätzung der Chefvolkswirte der Dresdener Bank kann 
diese aber ab dem nächsten Jahr um rund 2 Prozent 
wachsen, wenn die Steuerreform vorgezogen wird und 
die Absenkung der Krankenkassenbeiträge gelingt. Bei-
des würde zu einer Entlastung der Lohneinkommen um 
17 Milliarden Euro führen und damit die Binnennachfra-
ge nachhaltig stärken. 
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Schutz der Versicherten hat Priorität -  
Sicherungsfonds bringt Vertrauen 

Der Vermitt lungsaus-
schuss von Bundestag 
und Bundesrat hatte sich 
im Vermittlungsverfahren 
zum Steuervergünsti-
gungsabbaugesetz dar-
auf verständigt, für Veräu-
ßerungsgewinne und Ver-
äußerungsverluste von 
Lebens- und Krankenver-
s icherungen noch im 
Laufe dieses Jahres 
neue steuerliche Rah-
m e nbedingungen zu 
schaffen. Die Protokoller-
klärung der Bundesregie-
rung vom 4. April 2003, 
a u f  d i e  C D U -
Minis terpräsident Wulff 
und der parlamentarische 
Geschäftsführer der CDU/
CSU-Fraktion, Kauder, 
an lässlich der Verab-
schiedung des Vermitt-
lungsergebnisses zum 
Steuervergünstigungsab-
baugesetz im Bundesrat 
und Bundestag hingewie-
sen haben, sieht eine sol-
che Regelung in Ziffer 3 
vor. 
 
Die Koalition hat diesen 

Auftrag im so genannten 
Korb II-Gesetz, mit dem 
die genannte Protokoller-
klärung umgesetzt wird, 
erfüllt. Ab dem Veranla-
gungsjahr 2004 können 
steuerliche Verluste bei 
Lebens- und Krankenver-
s icherungsunternehmen 
steuerlich berücksichtigt 
werden. Ab dem Veranla-
gungsjahr 2003 ist das 
nur dann möglich, wenn 
in diesem Jahr nicht ge-
nutzte Verluste weder 
nach 2003 zurück- noch 
nach 2004 vorgetragen 
werden. Natürlich werden 
Veräußerungsgewinne 
dann auch wieder steuer-
pflichtig. Bund und Länder 
können daher bereits für 
2003 mit Steuereinnah-
men von rund 400 Millio-
nen Euro rechnen. 
 
Vor dem Hintergrund der 
zum Teil schwierigen Si-
tuation einiger Versiche-
rungsunternehmen, die 
stark von der Börsensitu-
ation abhängig sind, ist 
eine solche Lösung nicht 

nur vertretbar, sondern im 
Sinne eines Schutzes der 
Versicherten und ihrer Po-
licen sogar geboten. Zwar 
bürgt die von der Versi-
cherungsbranche einge-
richtete Auffanggesell-
schaft Protektor grund-
sätzlich für die Erfüllung 
der Verträge, diese Siche-
rung ist aber nicht gesetz-
lich fixiert. 
 
Aus diesem Grund haben 
d ie Koalitionsfraktionen 
die Bundesregierung in 
einem Entschließungsan-
trag aufgefordert, eine ge-
setzliche Regelung vorzu-
schlagen, um die vertrag-
lichen Ansprüche der Ver-
sicherten gegenüber den 
Versicherungsunterneh-
men zu sichern. Das ist 
notwendig, um das Ver-
trauen der Versicherten in 
die Erfüllbarkeit ihrer Poli-
cen zu stärken und das 
wird auch der Branche 
selbst zum Vorteil gerei-
chen.  

Karikatur: Klaus Stuttmann 

Föderalismus-
Kommission  
eingesetzt 

Bundestag und Bundesrat 
haben beschlossen, eine 
Kommission zur Moderni-
sierung der bundesstaatli-
chen Ordnung einzusetzen. 
Dies ist ein wichtiger Schritt 
auf dem Weg zur Erneue-
rung unseres Landes. 
Ziel ist es, die Aufgabenver-
teilung zwischen Bund und 
Ländern neu zu organisie-
ren, Zuständigkeiten wie-
der klarer zu machen. 
P o l i t i s c h e r  Aufbruch 
braucht klare Verantwor-
tung. Er braucht Hand-
lungsfähigkeit der Städte 
und Gemeinden, eindeuti-
ge Zuordnung der Zustän-
digkeiten der staatlichen 
Ebenen, einen starken 
Bundesgesetzgeber Bun-
destag, Raum für Subsidia-
rität und Eigenverantwor-
tung. Bürgernähe. Mehr 
Vernetzung, weniger Hie-
rarchie. Optimierung der 
Finanzströme der öffentli-
chen Hände. 
Unter Vorsitz von Franz 
Müntefering und Edmund 
Stoiber nimt die Kommissi-
on im November ihre Arbeit 
auf und soll bis zur Mitte 
des nächsten Jahres Vor-
schläge zur Reform des 
Bundesstaates Deutsch-
land vorlegen. 


